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Top 7.3 Satzung über den Bebauungsplan Nr. 45 der Stadt Klütz für die Bebauung 

Am Markt 
hier: Beschluss über die Aufstellung einer Veränderungssperre 

 
 
Beschluss: 

I. Aufgrund der §§ 14, 16 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) Baugesetzbuch (BauGB), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) sowie 
aufgrund des § 5 Abs. 1 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg Vorpom-
mern (KV M-V) vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBl. M-V S. 467) erlässt die Stadtvertretung der 
Stadt Klütz folgende Satzung über die Veränderungssperre: 

 
§ 1 Zu sichernde Planung 

 
Die Stadtvertretung der Stadt Klütz hat in ihrer Sitzung am 11.02.2023 beschlossen, den 
Bebauungsplan Nr. 45 für den Bereich „Am Markt“, Ecke Wismarsche Straße und 
Schloßstraße aufzustellen. Das Planungsziel besteht in einer Erweiterung und Öffnung 
des städtischen Marktes und damit verbunden dem Ausschluss einer straßenbegleiten-
den Bebauung. Zur Sicherung der Planung wird für das in § 2 bezeichnete Gebiet eine 
Veränderungssperre erlassen. 

 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich der Veränderungssperre 

 
Die Veränderungssperre erstreckt sich auf das nachfolgend aufgeführte Flurstück 98/5 
der Flur 4 in der Gemarkung Klütz. Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungs-
sperre ist auf dem beigefügten Lageplan M 1:1.000 dargestellt. Dieser Lageplan ist als 
Anlage 1 Bestandteil dieser Satzung. 

 
§ 3 Rechtswirkungen der Veränderungssperre 

 
1. Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen gemäß § 14 Abs. 1 

BauGB a) Vorhaben i. S. des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen 
nicht beseitigt werden; b) keine erheblichen oder wesentlich wertsteigernden Verän-
derungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Änderung nicht geneh-
migungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig ist, vorgenommen werden.  

 
2. Gemäß § 14 Abs. 2 BauGB kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme zuge-

lassen werden, wenn keine überwiegenden öffentlichen Belange entgegenstehen. 
Die Entscheidung hierüber trifft die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit 
der Gemeinde.  



 
3. Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt 

worden sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungs-
rechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Ver-
änderungssperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und 
die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden gemäß § 14 Abs. 3 BauGB 
von der Veränderungssperre nicht berührt. 

 
§ 4 Außerkrafttreten der Veränderungssperre 

 
Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von zwei Jahren, vom Tag der Bekanntma-
chung gerechnet, außer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist der seit der Zustellung der ers-
ten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 15 BauGB abgelaufene Zeitraum anzu-
rechnen. Die Veränderungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und soweit der 
Bebauungsplan für das in § 2 genannte Gebiet rechtsverbindlich wird. 

 
II. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Satzung über die Veränderungssperre ortsüblich 

bekannt zu machen. 
 
Abstimmungsergebnis: 

Anzahl der Mitglieder: 15 

davon anwesend:   11 

Zustimmung:  9 

Ablehnung: 0 

Enthaltung: 2 

Befangenheit: 0 

 

 
 


